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Nach „Ultimatum“:
Lage bei Bosch spitzt sich zu
Die Lage im Hildesheimer Bosch-Werk wird immer
dramatischer. Der Betriebsrat hat nach eigenem
Bekunden ein Ultimatum der Firmenspitze ver-
streichen lassen – zugleich aber neue Zugeständ-
nisse angeboten. Seite 9

HILDESHEIMER LAND

Klare Tendenz zur Zukunft
des Kurbetriebs
Im Hildesheimer Kreistag und dem Bad Salzdet-
further Stadtrat zeichnen sichMehrheiten für die
Sanierung des Kurbetriebs ab. In den ersten Bera-
tungen gab es für die neuen Pläne weitgehende
Einigkeit. Seite 16

THEMA DES TAGES

Hildesheim wird wieder zur
Schlemm-Hochburg
Am Freitag startet das Schmeckfest Hopfen &
Happen in der Innenstadt. Veranstalter Matti Mül-
ler stellt die Neuankömmlinge unter den Brauern
und Street-Food-Gastronomen vor – und freut
sich auf einen altbekannten Rückkehrer. Seite 14

BLICK IN DIE ZEIT

Friedrich Merz geht auf
Polen und Frankreich zu
EinenTag nach seinemAmtsantritt hat Bundes-
kanzler FriedrichMerz einen „Neustart“ in denBe-
ziehungen zu Frankreich undPolen angekündigt.
Nach der Zitterpartie bei der Kanzlerwahl am
Dienstag brach er amMorgen zu seiner erstenAus-
landsreise nachParis undWarschau auf.Seite 2

WELT IM SPIEGEL

Konklave: Wahl des neuen
Papstes hat begonnen
DieWelt schaut nach Rom: Nachmehr als zwölf
Jahren hat wieder ein Konklave zurWahl des neu-
en Papstes begonnen. In der Sixtinischen Kapelle
bestimmen nun 133 Kardinäle strengstens abge-
schirmt den Nachfolger des verstorbenen Paps-
tes Franziskus. Seite 28
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Eine Idee geht
um die Welt
Kai Schäfer
macht Fotos
von
Schallplatten –
und kann
davon leben
Seite 21
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Droht
eine
Eskalation?
Indien greift Ziele in
Pakistan als Reaktion auf
den Terroranschlag in
Kaschmir an – der Konflikt
zwischen den Atommächten
verschärft sich.Seite 4

konkrete Angst, dass bald ein
Dritter Weltkrieg ausbricht.

Der Zweite Weltkrieg ging in
Europa mit der deutschen Kapi-
tulation zu Ende, die am 8. Mai
1945 wirksam wurde. Dieses
Datum bewerten 45 Prozent der
Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer eher als Befreiung für
Deutschland, 15 Prozent eher als
Niederlage. Für 27 Prozent der
Befragtenstehtder8.Mai fürbei-
des – Befreiung und Niederlage.
Die übrigen 13 Prozent machen
keineAngaben.

Für 75 Prozent der Befragten
ist klar, dass die Nationalsozialis-
ten die Schuld an der Zerstörung
Deutschlands tragen. 27 Prozent
sagen, es sei die Schuld der Alli-
ierten, dass Deutschland nach

demZweitenWeltkrieg in Schutt
undAsche lag.Für55Prozentder
Befragten hat Deutschland we-
gen seiner Vergangenheit eine
besondere moralische Verant-
wortung für Frieden und Zusam-
menarbeit in derWelt.

Zur Erinnerungskultur äußern
sich die Befragten vielschichtig.
67ProzentderTeilnehmer sagen,
dieNazi-Zeit präge bis heute das
Selbstverständnis Deutschlands.
Für 34 Prozent wird in Deutsch-
land eher zu viel über die Rolle
desLandes imZweitenWeltkrieg
gesprochen; 23 Prozent sagen, es
sei eher zu wenig. Der Aussage
„Wir schauen zu sehr auf die
dunklen Kapitel der deutschen
Geschichte“ stimmen 57 Prozent
zu.

Yougov hat nach eigenen An-
gaben inKooperationmitdemSi-
nus-Institut vom 21. bis 24. März
2196 Personen online befragt.

WährenddesvonDeutschland
unter Adolf Hitler entfesselten
Zweiten Weltkriegs wurden mo-
ralische und ethische Grenzen in
nie dagewesenemAusmaß über-
schritten. Im Zuge des Holocaust
wurden rund sechsMillionen Ju-
den von den Nazis systematisch
ermordet. ImKrieggabesMassa-
ker an Zivilisten, gezielte Hun-
gerstrategien sowie den massi-
ven Einsatz moderner Waffen-
technologie – und schließlich den
AbwurfvonAtombombenaufHi-
roshima undNagasaki.

Odessas letzte Zeugen Seite 3

Viele Deutsche bangen um Demokratie
Umfrage: Der Zweite Weltkrieg prägt auch 80 Jahre nach Ende des Nazi-Regimes das Land

Berlin. 80 Jahre nach Ende des
Nazi-Regimes bangt eine
Mehrheit in Deutschland um
die Demokratie und hat kon-
krete Ängste vor einem Dritten
Weltkrieg. Dies geht aus einer
Studie der Forschungsinstitute
Yougov und Sinus hervor. Dem-
nach sagten 64 Prozent der
knapp 2200 Befragten, sie sä-
hendieDemokratie inDeutsch-
land in Gefahr. 60 Prozent se-
hen Parallelen zwischen der
Gegenwart und den Dreißiger-
und Vierzigerjahren. 43 Pro-
zent halten die Wiederholung
einer autoritären Herrschaft
ähnlich der NS-Diktatur für
denkbar. 59 Prozent äußern

Von Verena Schmitt-Roschmann

Hohe Strafe
für

Sennheiser
Bonn/Wedemark. Wegen illegaler
Preisabsprachen muss das vor al-
lem für seine Kopfhörer bekannte
Unternehmen Sennheiser 6 Mil-
lionenEuroStrafezahlen– eshabe
jahrelang bei Händlern interve-
niert, um höhere Preise im Laden
zuerreichen,teiltedasBundeskar-
tellamt mit. Seit mindestens 2015
habe Sennheiser die Verkaufs-
preisedereigenenProduktebeob-
achtet.Händler, die diese deutlich
unterdervonSennheiservorgese-
henenunverbindlichenPreisemp-
fehlung (UVP) verkauften, seien
zur Anpassung der Preise aufge-
fordertworden, hieß es.

Teure Kopfhörer Seite 18

Wir werden
auch in Zu-

kunft einzel-
fallbezogen
sehr konse-

quent diszipli-
narrechtliche

Schritte einlei-
ten, wenn sich

Zweifel an
ihrer Verfas-

sungstreuepf-
licht ergeben.
Daniela Behrens (SPD)
niedersächsische
Innenministerin

Landesregierung will härter gegen
verfassungsfeindliche Beamte vorgehen

Reform des Disziplinargesetzes in Niedersachsen soll Entlassungen aus dem Dienst leichter
machen. Andere Bundesländer greifen bereits schärfer durch – besonders gegen AfD-Mitglieder.

Betroffene Beamtinnen und
Beamte müssten dann gegen die
Behördenentscheidung klagen,
wenn sie nicht einverstanden sind.
Die Einstufung der AfD als „gesi-
chert rechtsextremistisch“ durch
das Bundesamt für Verfassungs-
schutz habe zunächst aber keine
unmittelbaren beamten- oder diszi-
plinarrechtlichen Auswirkungen,
betonte der Ministeriumssprecher.
Eine Parteimitgliedschaft von Be-
amtinnenundBeamtenwerdenicht
erhoben.

Andere Bundesländer gehen
schärfer gegen potenzielle Verfas-
sungsfeinde vor. Wie die „Kieler
Nachrichten“ berichteten, werden
in Schleswig-Holstein bereits jetzt
alle Beamte, die AfD-Mitglieder
sind, überprüft. Außerdem soll ein
sogenanntes Verfassungsschutzge-
setz eingeführt werden. Dadurch
sollen neue Bewerberinnen und Be-
werber auf Verfassungsfeindlich-
keit überprüft werden, noch bevor
sie den öffentlichenDienst antreten.

„Das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz hat im Gutachten fest-
gestellt, dass der Bundesverband
der AfD als gesichert rechtsextre-
mistisch und somit als verfassungs-

feindlich gilt“, sagte Schleswig-
Holsteins Innenministerin Sabine
Sütterlich-Waack (CDU).Damit ste-
he der Verband nicht im Einklang
mit der freiheitlich demokratischen
Grundordnung.

Vor diesem Hintergrund müsse
nun jedeBeamtin und jeder Beamte
mit einer AfD-Mitgliedschaft
dienstrechtlich auf ihre oder seine
persönliche Verfassungstreue
überprüft werden. Nach Angaben
von Sütterlich-Waack befinde man
sich in der „FinalisierungvonRege-
lungen“, um den öffentlichen
Dienst schon vor der Einstellung re-
silienter vor Verfassungsfeinden zu
machen.

Niedersachsens Innenministerin
geht vorerst nicht so weit. „Grund-
sätzlich sollten wir hier zu einem
bundesweit einheitlichen Umgang
gelangen“, sagte Behrens. Es sei
aus ihrer Sicht gut, sich auf der be-
vorstehenden Innenministerkonfe-
renz darüber auszutauschen. Vom
neuen Bundesinnenminister Ale-
xander Dobrindt (CSU) forderte die
SPD-Politikerin: „Ich erwarte vom
neuen Bundesinnenminister, dass
er bis dahin eigene Vorschläge er-
arbeitet und vorlegt.“

Hannover.DieLandesregierungwill
mit einer Reform des niedersächsi-
schen Disziplinargesetzes dafür
sorgen, dassMitarbeitermit verfas-
sungsfeindlicher Gesinnung zu-
künftig schneller aus dem Staats-
dienst entlassen werden können.
Das geschehe unabhängig von der
Entscheidung des Verfassungs-
schutzes, die AfD bundesweit als
rechtsextremistisch einzustufen,
betont ein Sprecher von Innenmi-
nisterin Daniela Behrens (SPD).

„Gegnerinnen und Gegner
unserer Freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung haben im
Staatsdienst nichts verloren“, sagte
Behrens dieser Redaktion. Das gel-
te auch für Beamtinnen und Beam-
te, die Mitglieder der AfD seien –
aber nicht grundsätzlich. „Wir wer-
den auch in Zukunft einzelfallbezo-
gen sehr konsequent disziplinar-
rechtliche Schritte einleiten, wenn
sich Zweifel an ihrer Verfassungs-
treuepflicht ergeben.“

ZurVerfassungstreuesindalleBe-
amtinnen und Beamten per Gesetz
verpflichtet. Verstoßen sie dagegen,
beispielsweise durch verfassungs-

Von Hannah Grützner feindliche Aussagen, stellt dies dem
Innenministerium zufolge ein
„schweresDienstvergehen“dar.Das
kannauchschon jetztzurEntfernung
aus demBeamtenverhältnis führen.

Zurzeit ist dafür eine Entschei-
dung des Verwaltungsgerichts er-
forderlich. Das würde die Reform
ändern. Dann könnte jede Dienst-
stelle das Verfahren selbst einlei-
ten. Das würde den Ablauf deutlich
beschleunigen, erklärte der Minis-
teriumssprecher.

Bundesweite Regelung im Blick: Nie-
dersachsens Innenministerin Daniela
Behrens (SPD). FOTO: MICHAEL MATTHEY
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legt haben, ist keine Wunschliste,
sondern ein belastbares Konzept.“

Störmer betonte: „Wir haben die
Wirtschaftsdaten berücksichtigt,
die Marktverläufe analysiert und
Maßnahmen angeboten, die dem
Unternehmen konkret helfen. Dass
dieseVorschläge ignoriertundstatt-
dessenmit der Schließung desWer-
kes gedroht wird, ist ein Schlag ins
Gesicht.“DieBelegschaft sei bereit,
„falls notwendig, denKampf umdie
ZukunftunseresWerkeszuführen“.
Die Firma beharre aber auf ihrer
Maximalforderung.

Bosch bestätigte das am Mitt-
wochabend auf Nachfrage – gab
sich aber gleichwohl weiter ge-
sprächsbereit: „Wir halten eine Ab-
senkung auf 530 Stellen bis Ende
2032 fürnotwendig“, sagteeinSpre-
cher. Dazu, wie Bosch sich den Ab-
bau vorstellt, kursieren verschiede-
ne Jahreszahlen. Das Unternehmen
wollte sichamMittwochnicht festle-
gen: „Wie, inwelchen Schritten und
mit welchen Maßnahmen eine sol-
che Restrukturierung umgesetzt
werden kann, ist inVereinbarungen
mit der Arbeitnehmervertretung
festzulegen.“ Bosch sei „offen für
verschiedene Vorschläge und auch
Standpunkte“. Diese könnten in die
Gespräche einfließen. Sie müssten
aber„wirtschaftlichnachhaltig trag-
fähig sein und zur Wettbewerbsfä-
higkeit beitragen“.

Das habe auch Bereichsvorstand
KarstenMüller, der eineDienstreise
nach Ungarn abgebrochen hatte,
umbeiderBetriebsversammlungzu
sprechen, amMittwoch vor den Be-
schäftigten inHildesheimbetont. Es
gehe darum, „die Wettbewerbsfä-
higkeit des Standortes wiederher-
zustellen“. Dafür sei es wichtig, zü-
gig zu einer Einigung zu kommen.
Zu dem „Ultimatum“ wollte Bosch
sich nicht äußern, gab sich aber of-
fen für weitere Gespräche.

„Immer Lösungen gefunden“
Betriebsrats-ChefStörmererinnerte
indes daran, dass betriebsbedingte
Kündigungen per Standortverein-
barung bis Ende 2027 ausgeschlos-
sen seien. „Die Firma muss also
rund 750 Beschäftigte finden, die
gegen eineAbfindung freiwillig ge-
hen – das ist schon sehr sportlich.“
Käme es zu einer Werksschließung,
müsse es ebenso Verhandlungen
über die Entschädigung der Mit-
arbeiter geben.

Frank Sell, Vorsitzender des Ge-
samtbetriebsrates für den Ge-
schäftsbereich Bosch Mobility, zu
dem in Hildesheim das Werk und
auch der Software-Bereich XC (frü-
her Bosch Car Multimedia) gehö-
ren, erklärte, aus seiner Sicht stehe
ganz klar die Drohung einer Schlie-
ßung des Standorts Hildesheim im
Raum. Er habe in 30 Jahren nicht

„eine solche Härte und Kompro-
misslosigkeit“ in Verhandlungen
mitdemBosch-Managementerlebt:
„Wir haben sonst immer Lösungen
gefunden.“ Er monierte zudem,
dassBoschmitE-MobilitätundSoft-
ware gerade in „Zukunftsberei-
chen“ kürzenwolle.

IG Metall moniert „Spaltung“
KarolineKleinschmidt,ErsteBevoll-
mächtigtederGewerkschaft IGMe-
tall Alfeld-Hameln-Hildesheim,
warnte vor den Folgen eines mas-
senhaften Stellenabbaus oder gar
einer Werksschließung für die Re-
gion: „Das sind menschliche
Schicksale, aber es würde auch das
Handwerk, den Einzelhandel und
die Kommunen treffen.“ Sie warf
der Bosch-Spitze vor, durch ihr Vor-
gehen die Belegschaft„spalten“ zu
wollen und verlangte: „Dieses Ver-
haltenmuss aufhören!“

Mit Blick auf das Eckpunkte-
papier von Bosch sagte Klein-
schmidt: „Was hier vorliegt, ist kein
Zukunftsplan, sondern ein Entsor-
gungsdokument in mehreren
Schritten.“ Bosch kündige den Be-
schäftigten einen schrittweisen Ab-
bauan–ohneklar zu sagen,wasda-
nach bleibt. „Ohne ein Bekenntnis
zum Werk, ohne Produktstrategie,
ohne Investitionszusage“, so die
Gewerkschafterin. So lasse sich
kein Vertrauen aufbauen.

Der Hildesheimer Betriebsrats-Vorsitzende Stefan Störmer erläutert die Angebote der Arbeitnehmerseite. FOTO: CHRIS GOSSMANN

chers Jan Makowski am Vormit-
tag binnen einer halben Stunde
dreimal, wobei er auch etwas
kaufte. Als ihn die Angestellten
der Tankstelle beim dritten Be-
treten ansprachen, soll der 32-
jährige Hildesheimer plötzlich
Geld eingefordert haben. „Da-
bei war er aber weder maskiert,
noch bewaffnet“, sagt Makow-
ski. Eine Angestellte löste den-
noch sofort den Alarm aus, wo-
raufhin der Mann flüchtete.

Die Flucht scheiterte jedoch
ebenso wie der versuchte Über-
fall – die alarmierte Polizei star-
tete mit mehreren Streifenwa-
gen die Fahndung nach dem
Verdächtigen, zu dem eine Be-
schreibung vorlag. Nur rund 15
Minuten später nahmen Beamte
tatsächlich einen Mann in der
Straße Großer Saatner fest, der
im Verdacht stand, der Räuber
zu sein. Es handelte sich um den
32-Jährigen aus Hildesheim.

„Der war dabei völlig friedlich“,
sagt Makowski. In Rücksprache
mit der Staatsanwaltschaft wur-
de er am Mittwochnachmittag
bereits wieder entlassen. Die
Beamten ermitteln nun gegen
ihn wegen eines Anfangsver-
dachts auf versuchte räuberi-
sche Erpressung.

Es ist nicht das ersteMal, dass
die Tankstellenfiliale ins Visier
eines Räubers rückt. Bereits im
Januar 2024kames zueiner ver-

suchten räuberischen Erpres-
sung, als ein maskierter Mann
eineAngestelltemit einemMes-
ser bedrohte und Geld forderte.
Ein Mitarbeiter schlug den Tä-
ter damals in die Flucht. Auch in
anderen Tankstellen in Stadt
undLandkreis gab es in denver-
gangenen Monaten immer wie-
der Überfälle, zuletzt traf es An-
fang Februar dieses Jahres die
Esso-Tankstelle in der Franken-
straße.

530
Beschäftigte soll

dasWerk nach den Vor-
stellungen von Bosch
künftig haben – derzeit
sind es rund 1250.

ZAHL DES TAGES

88
Liter Bier betrug der Pro-Kopf-Verbrauch in
Deutschland im vergangenen Jahr.

VOR 25 JAHREN

Nordstemmen.Wochenlang bestand nochHoff-
nung, doch nun steht fest: Kaiser’s Kaffeegeschäft
in Nordstemmen, das 1987 eröffnet wurde, wird
Ende Juni geschlossen. Betreiber Tengelmann ha-
be sich intensiv umeinenNachfolger bemüht,
letztlich habe jedoch kein Interessent angebissen.
In den nächsten Tagen beginnt der Ausverkauf.

OBEN LINKS

Respekt, Olaf!

Laf, O, Laf! Ich gebe zu, ein bisschen ent-
täuscht bin ich von Altkanzler Olaf
Scholz. Zu seinem großen Zapfenstreich

hätte eigentlich „Satellite“ von Lena gehört –
allein schon wegen der Zeile: „Love, oh,
Love“. Welcher Spitzenpolitiker hat sich
schließlich schon vor Amtsantritt in einen
Song eingeschrieben. Ich bin sicher: Olaf
Scholz ist überzeugt davon, dass er das ge-
schafft hätte. Dann hätte der Friedenskanzler
noch Nicoles „Ein bisschen Frieden“ dazu
nehmen können. Dummerweise hat Deutsch-
land aber nur zweimal den Eurovision Song-
contest gewonnen. Einen großen Zapfen-
streich mit drei Liedern füllt das nicht. Ich
fürchteaber,dassesScholznichtgeholfenhät-
te,wennerbisHerbst imAmtgebliebenwäre.
Dass dieses Jahr ein dritter ESC-Sieg aus
Deutschland dazukommt, daran glaube ich
nicht. Olaf Scholz und Stefan Raab, beide ha-
ben ihren Zenit halt überschritten. Offenbar
genauso wie Friedrich Merz – sogar noch vor
Amtsantritt. „Respect“, umesmit Scholz eige-
ner Liedauswahl zu sagen. Aber, über die Ab-
oder erst beim zweiten Versuch Gewählten
soll man nurGutes reden. Also: Scholz hatmit
The Beatles einen schönen Schlussakkord für
seinen Zapfenstreich ausgesucht. „In My Li-
fe“ vom Orchester zu hören, das hat schon
was. In diesem Sinne: Respekt, Olaf!

Von Björn Stöckemann

ZU GUTER LETZT

... steht in Heinde nicht nur ein Bett, sondern
gleich eine ganze Häuserreihe im Kornfeld.
Gesehen von Heinz-Peter Gerber aus Heersum.

SONNE UND MOND

Eskalation bei Bosch: Betriebsrat
lässt „Ultimatum“ verstreichen

Das Unternehmen forderte nach Angaben der Arbeitnehmer-Vertretung die Zustimmung zu
einemmassiven Personalabbau. Der Betriebsrat lehnte ab – bietet aber neue Zugeständnisse an.

Hildesheim. Das Ringen um die Zu-
kunft des Elektromotoren-Werks
von Bosch in Hildesheim spitzt sich
weiter zu. Der Betriebsrat erklärte
am Mittwoch anlässlich einer Be-
triebsversammlung, dass ein „Ulti-
matum“ des Automobil-Zulieferers
an die Arbeitnehmer-Vertretung
abgelaufen sei. Nun fürchte man
mehr denn je eine Schließung des
Werks in den nächsten Jahren. Zu-
gleich erklärte sich der Betriebsrat
zuneuenZugeständnissenanBosch
bereit.

Rund 90 Arbeitnehmer-Vertreter
aus 23 deutschen Bosch-Standorten
waren am Mittwoch nach Hildes-
heim gekommen, um ihre Solidari-
tät mit den hiesigen Beschäftigten
zu bekunden. Sie stellten sich mit
Transparenten und Plakaten an der
Kreuzung vor demWerk im Hildes-
heimer Wald auf, forderten den Er-
halt der Niederlassung, während
Betriebsräte und IG Metall in einer
Pressekonferenz ihre Positionen
darlegten.

Der Betriebsrats-Vorsitzende des
Hildesheimer Elektromotoren-
Werks, Stefan Störmer, erklärte,
Bosch habe von seinem Gremium
verlangt, bis zum 30. April ein soge-
nanntes Eckpunktepapier zu unter-
zeichnen. Dieses sollte das Ziel des
Unternehmens festschreiben, die
Belegschaft im Werk bis zum Jahr
2032von jetztknapp1250auf530zu
reduzieren.

Lohnverzicht denkbar
Sollte das nicht passieren, werde
Bosch in einer Zusammenkunft der
Geschäftsführung am 14. Mai ent-
scheiden, ob und wie es mit dem
Werkweitergehen solle, so Störmer.
Laut IG Metall hat das Unterneh-
men selbst in einer Mitarbeiter-In-
formation „ganz offen eine vollstän-
dige Stilllegung des Standorts ins
Spielgebracht, solltederBetriebsrat
nicht binnen weniger Tage seine
Zustimmung zu den vom Arbeitge-
ber vorgelegten Plänen geben“.

Der Betriebsrat unterschrieb das
Papier nicht. Das Gremium hatte
seinerseits vorgeschlagen, 300 Stel-
len sehr kurzfristig abzubauen und
zudem die rund 100 verbliebenen
befristeten Arbeitsverträge auslau-
fen zu lassen. „Wir sind,wennesdie
wirtschaftliche Lage erfordert, auch
darüber hinaus bereit, über weite-
renStellenabbauzureden–aberwir
wollen das nicht jetzt schon endgül-
tig festschreiben“, betonte Stefan
Störmer.

Stattdessen schlug er zusätzlich
einen befristeten Entgeltverzicht
der verbleibenden Beschäftigten
vor, um dem Unternehmen zu hel-
fen. „So könnten wir die Fachkräfte
und das Knowhow an Bord halten,
bis die Elektromobilität wieder an-
zieht – und davon gehen wir fest
aus“, so Störmer. „Was wir vorge-

Von Tarek Abu Ajamieh

32-Jähriger soll versucht haben, Tankstelle
auf Marienburger Höhe zu überfallen

Kurz nach der Tat nimmt die Polizei einen Mann in der Nähe des Tatorts fest – und lässt ihn noch am selben Tag wieder frei

Hildesheim. Versuchter Überfall
auf der Marienburger Höhe: Ein
Mann soll am Mittwochmorgen
um kurz vor 10 Uhr versucht ha-
ben, Geld in einer Tankstelle zu
erbeuten. Nach Informationen
dieser Zeitung handelt es sich
um die Aral-Tankstelle in der
Marienburger Straße. Die betrat
der Mann laut des Polizeispre-

Von Katharina Brecht
und Milan Bauseneik

DAS WETTER

gestern heute morgen

Temperatur max. (°C) 14,5 16,0 18,0

Temperatur min. (°C) 3,5 2,0 4,0

Niederschlag (mm) 0,0 0,0 0,0

Luftfeuchte (relativ) 48% 39% 41%

Werte für den Landkreis Hildesheim

Aufgang: 5.37 Uhr Aufgang: 16.37 Uhr
Untergang: 20.58 Uhr Untergang: 4.10 Uhr

12.5. 20.5. 27.5. 3.6.
Werte für den Landkreis Hildesheim


